
Aus den G r ü n d e n :
Das Landgericht hat die Klage, wenn dies auch in 

der Urteilsiormel nicht ausdrücklich ausgesprochen 
worden ist, als unzulässig abgewiesen, weil nach seiner 
Auffassung der Rechtsweg für die Geltendmachung des 
Klaganspruchs nicht gegeben ist, da zwischen den Par­
teien ausschließlich ein verwaltungsrechtiiches Rechts­
verhältnis vorliege. Dem ist nicht zuzustimmen.

Die Zuteilung der Kraftwagenreifen ist Verwaltungs­
akt. Dieser Verwaltungsakt wurde nach den Richt­
linien der zentralen Stellen vom Kreisrat durchgeführt, 
der die Empfänger der Reifen, nämlich die letzten Be­
darfsträger, bestimmte. Auf Grund dieser Bestimmung 
füllte er die Freigabe-Postkarte durch Anbringung der 
Adresse des Empfängers aus und übersandte diesem 
die Karte.

Hiermit war der Verwaltungsakt beendet. Die durch 
den Verwaltungsakt bestimmten Empfänger konnten, 
wenn sie die Zuweisung ausnutzen wollten, die Reifen 
nunmehr bei der Klägerin gegen Zahlung des Preises 
erwerben.

Dieser Erwerb, der auf ihrer Seite Gegenstand freier 
Entschließung war, war ein Kaufvertrag. Infolgedessen 
ist für Streitigkeiten aus dem Erwerb der Reifen von 
der Klägerin der Rechtsweg zulässig.

Hieran änderte sich nichts, wenn die Kraftwagen­
halter die Reifen nicht selbst abholten, sondern ein an­
derer, z. B. R., sich hiermit von ihnen beauftragen 
ließ.

Dieser Beauftragte handelte hier nicht als eine voll- 
ziehend-verfügende Stelle, wie z. B. Gemeinden, die 
auf Grund ihrer verwaltungsrechtlichen Pflichten und 
Befugnisse im Rahmen von Weisungen übergeordneter 
Stellen über die Verteilung von Versorgungsgütern be­
finden, also eine verwaltungsrechtliche Verteilerfunk­
tion ausüben, wie es in den in NJ 1952 S. 364 und 1952 
S. 407 veröffentlichten Entscheidungen der Fall war. 
Auch haben weder R. noch die Verklagte vom Kreis­
rat oder einem anderen Staatsorgan kraft dessen ver­
waltungsrechtlicher Überordnung eine Weisung erhal­
ten, ihm eine zur Durchführung seiner verwaltungs­
rechtlichen Verteilerfunktion notwendige Hilfe zu 
leisten, wie in dem durch das Urteil des Obersten Ge­
richts in NJ 1952 S. 318 entschiedenen Falle. R. ist über­
haupt nicht auf dem Gebiete der Verteilerfunktion des 
Kreisrats oder eines anderen Staatsorgans tätig ge­
worden, denn diese Funktion war mit der Zuteilung 
der Reifen an die letzten „Bedarfsträger“ beendet. Er 
hat sich vielmehr auf dem Gebiete der Abwicklung des 
zivilrechtlichen Kaufvertrages zwischen den letzten 
Bedarfsträgern einerseits und der Klägerin anderer­
seits betätigt. Er hat lediglich als Beauftragter der 
letzten Bedarfsträger die diesen zugeteilten Reifen 
von der Verkäuferin, der Klägerin, entgegengenommen. 
In dieser Eigenschaft konnte er entweder als Bevoll­
mächtigter der Kraftwagenhalter auf treten oder die 
Reifen im eigenen Namen oder im Namen der Ver­
klagten erwerben und an die Kraftwagenhalter ab­
geben.

Der Rechtsweg ist also zulässig. Die Klage ist je­
doch, wie bereits jetzt feststeht (§ 538 Satz 2 ZPO), 
mangels Passivlegitimation abzuweisen.

VO der Landesverwaltung Sachsen über die landwirt­
schaftliche Bodenreform vom 10. September 1945.

Bel Berechnung des Pflichtteils muß der Wert des 
Neubauernlandes des Erblassers außer Betracht bleiben.

OG, Urt. vom 12. März 1953 — 2 Zz 3/53.
Der Verklagte ist au£ Grund eines notariellen Testaments 

vom 29. November 1948 Alleinerbe seines Onkels, des am 
12. Dezember 1948 in Sch. verstorbenen Neubauern P. 
Die Klägerinnen sind die Töchter des Erblassers. Sie haben mit 
der am 28. November 1951 überreichten Klage Verurteilung 
des Verklagten zur Zahlung von je 1500 DM als ihnen gebüh­
rendem Pflichtteil begehrt und zugleich beantragt, ihnen das 
Armenrecht für die Prozeßführung zu bewilligen. Be? der 
Klageführung sind sie rechnerisch von einer vom Erblasser 
im Testament getroffenen Bestimmung ausgegangen, wonach 
der Wert des Nachlasses, bestehend aus der Neubauernstelle, 
— neben einem unbeträchtlichen beweglichen Nachlaß und 
einfer zweifelhaften Forderung — 6000 DM betrage.

Mit Beschluß des Landgerichts B. vom li. Februar 1952 wurde 
der Antrag auf Bewilligung des Armenrechts mit der Be­
gründung zurückgewiesen, daß die Klägerinnen im Sinne des 
§ 114 ZPO imstande seien, die Kosten des Prozesses zu bestreiten. 
In den Gründen des Beschlusses wird ausgeführt, daß zwar 
die weiteren Voraussetzungen für Bewilligung des Armen­
rechts — die Aussicht auf Erfolg der Rechtsverfolgung — nicht 
geprüft worden seien, den Klägerinnen jedoch anheimgestellt

werde, ihre Klageforderung der Höhe nach zu überprüfen, 
weil nach Ansicht des Landgerichts die Neubauernstelle beim 
Tode des Inhabers in den Fonds der Bodenreform zurückfalle 
und einem neuen Bodennehmer zugeteilt werde: es bestehe 
kein persönliches Eigentum, sondern nur ein Besitz- und Nut­
zungsrecht des Bodennehmers bei dessen Lebzeiten.

Auf die Beschwerde der Klägerinnen hat das seinerzeitige 
Oberlandesgericht D. mit Beschluß vom 3. Juni 1952 den Be­
schluß des Landgerichts aufgehoben und den Klägerinnen 
das Armenrecht bewilligt.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts. Er mußte Erfolg haben.

Aus den G r ü n d e n :
In dem angefochtenen Beschluß hat das Oberlandes­

gericht zunächst ausgeführt, daß die Klägerinnen ent­
gegen der Auffassung des Landgerichts im Sinne des 
§ 114 ZPO außerstande seien, die Prozeßkosten zu be­
streiten. Es ist auch richtig der Auffassung entgegen­
getreten, daß an Neubauernland nur ein Besitz- und 
Nutzungsrecht bei Lebzeiten bestehe und es im Todes­
fälle an den Bodenreformfonds zurückfalle. Es hat 
jedoch, und dies unter Nichtbeachtung von Hinweisen 
des damaligen Kreisrates, Abt. Bodenreform, insbeson­
dere darauf, daß eine Übertragung eines Bodenreform­
besitzes nur an einen Erben möglich sei und ein „Ein­
heitswert“ für eine Neubauernstelle nicht in Betracht 
komme, auf Grund einer Auskunft des Rates der Ge­
meinde Sch. einen solchen Einheitswert von 6400 DM 
angenommen und berücksichtigt. Es hat demnach den 
Anspruch der Klägerinnen als begründet bezeichnet. 
Es heißt in der Beschlußbegründung, welche dahin aus­
läuft, daß zu dem Nachlaß, nach dessen Wert der Pflicht­
teil zu berechnen sei, auch die Neubauernstelle gehöre:

„Der Eigentümer einer Neubauernstelle kann sich 
obligatorisch wirksam verpflichten. Die Verpflichtung 
bleibt wirksam, auch wenn die eingegangene Verbind­
lichkeit für den Hof nicht tragbar ist, den Betrieb also 
ungesund macht und damit das mit der Bodenreform 
erstrebte Ziel gefährdet.

Kann sich aber der Eigentümer einer Neubauernstelle 
unter Lebenden unbeschränkt obligatorisch wirksam 
verpflichten, so liegt kein genügender Anlaß vor, seinen 
Erben von einer gesetzlichen obligatorischen Verpflich­
tung freizustellen. Das bedeutet, daß der durch Testa­
ment eingesetzte Erbe den Pflichtteilsberechtigten den 
Pflichtteil schuldet, auch dann, wenn diese Verpflich­
tung eine für den Hof nicht tragbare Last darstellt.“

Das Oberlandesgericht hat mit dieser Auffassung 
geradezu bekundet, daß es die Ziele der Bodenreform 
und deren gesellschaftliche Bedeutung für unsere Ord­
nung teils nicht erkannt hat und nicht zur Geltung 
bringt, teils auch nicht zur Geltung bringen will.

Mit Recht verweist der Generalstaatsanwalt in seinem 
Kassationsantrag darauf, daß auch im vorliegenden Fall 
zutrifft, was der 1. Zivilsenat des Obersten Gerichts 
in seinem Urteil vom 6. Juni 1951 — 1 Zz 9/51 — (OGZ 
Bd. 1 S. 161) ausgeführt hat, daß nämlich das Ober­
landesgericht die zur Entscheidung stehende Frage auf 
Grund abstrakt-formaler Erwägungen privatrechtlichen 
Charakters behandelt hat, ohne die gesellschaftlichen 
Funktionen, die die Neubauernwirtschaften in unserer 
Ordnung zu erfüllen haben, zu beachten.

Das Oberste Gericht hat mit dieser Entscheidung, der 
sich der Senat anschließt, bereits die Ansicht, zu deren 
Sprecher sich das Oberlandesgericht gemacht hat, als 
Fehlansicht aufgezeigt und ausgesprochen, daß jede freie 
rechtsgeschäftliche Verfügung über Neubauerneigentum 
mit den Zielen der Bodenreform unvereinbar und des­
halb unzulässig ist.

Im Sinne dieser Entscheidung muß das Wesen der 
Bodenreform, die übereinstimmend in allen ehemaligen 
Ländern der jetzigen Deutschen Demokratischen Repu­
blik durchgeführt wurde, als eine Umwälzung erkannt 
werden, die neben der Entmachtung der Kriegsver­
brecher und Naziaktivisten, wie es in Art. 1 der Ver­
ordnung der Landesverwaltung Sachsen über die land­
wirtschaftliche Bodenreform vom 10. September 1945 
(Amtl. Nachr. d. Landesverwaltung Sachsen 1945 S. 27) 
heißt, den feudalen und junkerlichen Großgrundbesitz 
liquidieren, der Herrschaft der Junker und Großgrund­
besitzer im Dorfe ein Ende bereiten und bewirken sollte 
und bewirkt hat, daß der Boden in die Hände werk­
tätiger Bauern zur eigenen Bearbeitung und Nutzung 
überging — und dies im Interesse der ganzen Gesell­
schaft, also des werkätigen Volkes, und der friedlichen 
Entwicklung seines Staates.
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